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bereits seit Jahren bei den Kreis- und Bezirksvorständen der 
IG/Gewerkschaften bestehen, und der der Kreis- und Be­
zirksvorstände des FDGB. Im Bezirksvorstand des FDGB 
Gera hat sich die Festlegung des Sekretariats bewährt, daß 
sowohl für die Rechtskommissionen des FDGB als auch für 
die Bezirksvorstände der IG/Gewerkschaften ein Mitglied der 
Rechtskommission des Bezirksvorstandes des FDGB verant­
wortlich ist. Alle sechs Monate findet eine Zusammenkunft 
der Rechtskommission des Bezirksvorstandes des FDGB mit 
den Vorsitzenden der Rechtskommissionen der Bezirksvor­
stände der IG/Gewerkschaften statt, auf der Probleme bera­
ten und Erfahrungen vermittelt werden. Die guten Ergebnisse 
in der gewerkschaftlichen Rechtsarbeit im Bezirk Gera sind 
u. a. auch darauf zurückzuführen, daß der Bezirksvorstand 
des FDGB Gera in der hier geschilderten Weise die Rechts­
kommissionen im Bezirk einsetzt und entsprechend anleitet. 
Dt. FRITZ POMMERENING,
Mitglied des Bezirksvorstandes des FDGB Gera und 
Vorsitzender der Rechtskommission des Bezirksvorstandes

Vorbereitung und Durchführung
von Verhandlungen
vor erweiterter Öffentlichkeit
In der Leitungstätigkeit des Kreisgerichtsdirektors nimmt 
die Öffentlichkeitsarbeit einen wichtigen Platz ein. Um den 

< Grundsatz der Einheit von Rechtsprechung, Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda in der gerichtlichen Tätigkeit wirksam 

4 umzusetzen, stellen die zentralen Orientierungen und die ter­
ritorialen Anforderungen den Ausgangspunkt für unsere ver­
fahrensbezogene Öffentlichkeitsarbeit dar.

Wie im Arbeitsplan festgelegt, wird in den monatlichen 
Dienstbesprechungen zusammen mit der Rechtsprechung auch 
die Öffentlichkeitsarbeit eingeschätzt. Zugleich wird hier re­
gelmäßig über die territorialen Schwerpunkte berichtet, wie 
sie sich aus den Tagungen der Volksvertretungen, den Bera­
tungen der Leiter der Sicherheits- und Justizorgane sowie 
aus der Zusammenarbeit mit staatlichen Organen und gesell­
schaftlichen Organisationen ergeben.

Der Direktor weist bereits beim Eingang von Straf-, Zivil­
oder Arbeitsrechtssachen auf bestimmte Probleme in dem 
jeweiligen Bereich oder auf notwendige Formen der Mitwir­
kung eines bestimmten Personenkreises hin, um entspre­
chende Aktivitäten bei den Richtern auszulösen. Die Ergeb­
nisse der Öffentlichkeitsarbeit werden vor allem daran ge­
messen, wie das Gericht im konkreten Verfahren wirksam 
geworden ist und welche Veränderungen erreicht wurden.

Auf dem Gebiet des Strafrechts konnten in den letzten 
Jahren gute Ergebnisse erzielt werden. Dagegen war eine ver­
stärkte Einflußnahme auf den anderen Rechtsgebieten not­
wendig. So hat z. B. eine Analyse der Zivilrechtsprechung ge­
zeigt, daß Möglichkeiten für Verhandlungen vor erweiterter 
Öffentlichkeit nicht nur auf dem Gebiet des Mietrechts, son­
dern auch bei Verfahren über außervertragliche materielle 
Verantwortlichkeit und über Ansprüche aus Verträgen zwi­
schen Bürgern wirksamer genutzt werden sollten, um auf den 
Schutz des sozialistischen und persönlichen Eigentums, die 
Wahrung der Rechte der Bürger und die Pflicht zu gewissen­
hafter Vertragserfüllung Einfluß zu nehmen.

Für eine Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit ent­
scheiden wir uns vor allem dann, wenn wir uns damit in die 
politisch-ideologischen und ökonomischen Schwerpunkte des 
Territoriums einordnen und wenn es ..gilt, die Initiativen der 
Werktätigen bei der Bekämpfung und Vorbeugung von 
Rechtsverletzungen (einschließlich der Aufdeckung von Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen für Rechtsverletzun­
gen) zu entwickeln, einen bestimmten Personenkreis erziehe­
risch zu beeinflussen oder einem speziell ausgewählten Teil­
nehmerkreis Lehren aus dem Verfahren zu vermitteln. Das 
trifft auch zu, wenn Erkenntnisse aus Verfahren anderen Be­
trieben, staatlichen oder gesellschaftlichen Einrichtungen mit­
zuteilen sind oder wenn falsche Auffassungen von Kollekti­
ven zu korrigieren sind.

In Vorbereitung auf die Verhandlung vor erweiterter Öf­
fentlichkeit erarbeitet der Richter gemeinsam mit den Schöf­
fen eine schriftliche Verhandlungskonzeption nach folgenden 
Gesichtspunkten:
— Welches Ziel soll mit dem Verfahren erreicht werden, und 

was ist in dem Verfahren deutlich herauszuarbeiten?
— Wer kann die Zielstellung am wirksamsten umsetzen?
— Wie ordnet sich die Zielstellung in die im Territorium oder 

Betrieb zu lösenden Aufgaben ein?

Bei dieser Prüfung werden zugleich auch die notwendigen 
politisch-ideologischen, fachlichen und organisatorischen Vor­
bereitungen getroffen, um eine hohe Qualität zu erreichen. 
Hier arbeiten wir eng mit den staatlichen Leitern und den 
gesellschaftlichen Gremien zusammen. Für Verhandlungen 
vor erweiterter Öffentlichkeit außerhalb des Gerichtsgebäu­
des übernimmt meist der Vorsitzende des Schöffenkollektivs 
unter Anleitung durch den Richter die organisatorische Vor­
bereitung (er spricht mit dem staatlichen Leiter über Ort und 
Zeit der Verhandlung sowie den einzuladenden Zuhörerkreis). 
In den anderen Fällen führt der Richter gemeinsam mit den 
im Einsatz befindlichen Schöffen diese Aufgaben aus. Gesell­
schaftliche Ankläger und Verteidiger werden auf ihre Mitwir­
kung in einem persönlichen Gespräch vorbereitet, damit sie 
ihren gesellschaftlichen Auftrag überzeugend erfüllen kön­
nen.

In komplizierten Verfahren halten wir es für erforderlich, 
daß sich das Gericht durch Konsultationen sachkundig macht; 
wenn es notwendig ist, sollten Ortsbesichtigungen durchge­
führt und sachkundige Schöffen einbezogen werden.

Außerhalb des Gerichtsgebäudes verhandeln wir in der 
Regel dann, wenn durch die Einbeziehung verschiedener Kol­
lektive eine hohe gesellschaftliche Wirksamkeit erreicht wer­
den soll, wenn die Rechtsverletzung bzw. der Konflikt beson­
dere politisch-ideologische oder ökonomische Auswirkungen 
im Betrieb hatte oder wenn fehlerhafte Auffassungen nach­
haltig überwunden werden müssen. Ein wichtiger Aspekt ist 
dabei auch eine geringe Belastung des Arbeitszeitfonds.

An einem Strafverfahren wegen umfangreicher Betrugs­
handlungen, die durch mangelhafte Kontrollen begünstigt 
worden waren, nahmen auf unsere Veranlassung hin Mitar­
beiter der Kontrollorgane des Bezirks teil. Damit erreichten 
wir, daß die in dem Verfahren aufgezeigten Mängel in Schu­
lungsveranstaltungen ausgewertet wurden und daß auf die 
strikte Einhaltung der Kontrollpflichten mit konkreten Fak­
ten hingewiesen wurde. In einem anderen Fall veranlaßten 
uns mehrfach aufgetretene Arbeitspflichtverletzungen von 
Werktätigen der Deutschen Reichsbahn, ein Strafverfahren 
wegen Pflichtverletzungen, die zu hohem Sachschaden führ­
ten, im Bahnhofsgebäude vor Lokführern und leitenden Mit­
arbeitern der Reichsbahndirektion durchzuführen. Diese Ver­
handlung und ihre anschließende Auswertung erreichten 
einen nachhaltigen erzieherischen Einfluß.

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, daß wir 
mit der Verkündung von Strafbefehlen vor gezielter Öffent­
lichkeit gute Erfahrungen gewonnen haben. Bei Verfahren 
wegen mehrfachen Diebstahls von Umschlaggütern im See­
hafen und wegen Futtermitteldiebstählen in LPGs trug die 
Verkündung der Strafbefehle in den jeweiligen Bereichen 
dazu bei, daß die Kontrollfunktionen dort konsequenter 
wahrgenommen wurden und daß in der Folgezeit solche An­
griffe auf das sozialistische Eigentum unterblieben.

Die Kammer für Arbeitsrecht verhandelte vor erweiterter 
Öffentlichkeit im VEB F., um eine fehlerhafte Auffassung des 
Kollektivs zur Zahlung von Treueprämien zu korrigieren und 
die rechtlichen Voraussetzungen dafür darzustellen. Im Lei­
tungskollektiv wies das Gericht auf nicht eindeutige Formu­
lierungen im BKV hin, die die Rechtskonflikte begünstigten. 
Staatliche Leiter und Gewerkschaftsleitung sorgten dafür, daß 
eindeutige Aussagen zu diesen Ansprüchen in den BKV für 
1988 aufgenommen wurden. Arbeitsrechtsverfahren zur Gel­
tendmachung materieller Verantwortlichkeit wurden vor er­
weiterter Öffentlichkeit verhandelt, um dem Teilnehmerkreis 
Schlußfolgerungen für die Erhöhung von Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit zu vermitteln.

Die Zivilkammer hat ein Verfahren wegen einer einfachen 
zivilrechtlichen Streitigkeit aus dem Zusammenleben der 
Bürger vor Schiedskommissionsmitgliedern im Wohngebiet 
durchgeführt. Daraus konnten Schlußfolgerungen für die Tä­
tigkeit der Schiedskommissionen zur Vorbeugung solcher 
Konflikte und für die verstärkte Zusammenarbeit mit den 
Ausschüssen der Nationalen Front gezogen werden.

Diese wenigen Beispiele zeigen bereits, daß die Wirksam­
keit verfahrensbezogener Öffentlichkeitsarbeit immer dann 
konkret meßbar ist, wenn in den entsprechenden Bereichen 
die notwendigen Maßnahmen festgelegt und realisiert wer­
den und wenn der erzieherische Einfluß des Verfahrens spür­
bar wird. Besonders in Verfahren wegen Verletzung der Be­
stimmungen des Gesundheits-, Arbeite- und Brandschutzes 
zeigte sich das deutlich. So schätzte der Leiter der Arbeits­
schutzinspektion ein, daß solche Verhandlungen in Schulungs­
veranstaltungen weiter ausgewertet werden und dazu beitra­
gen, die Anzahl der Arbeitsunfälle zu senken.

In einer Problemdiskussion zu unserer verfahrensbezoge-
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